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Hamburg im Winter

Das Versagen des 
abgemagerten Staats

Der Winter hat Hamburg mit Schnee und Eis in seinem Griff gehabt. 
Nach heftigen Schneefällen wurden viele Gehsteige und Fahrradwege, 
aber auch kleinere Straßen nicht geräumt. Im Ergebnis bildeten sich 
aus dieser dicken Schneedecke stabile Eisplatten, auf denen vor allem 
Fußgänger und Radfahrer herumschlitterten. 
Für fast 2 Monate lag Hamburg unter diesem Eispanzer, ohne dass 
sich die Situation ernsthaft verbesserte.
Keiner weiß, wie viele Menschen infolge eines Sturzes auf Glatteis ver-
unglückt sind. Sicher ist jedoch, dass Krankenhäuser und Ärzte im 
Dauereinsatz waren.

Viele Menschen, die nicht so sicher auf 
den Beinen sind, waren in dieser langen 
Zeit an ihre Wohnung gefesselt. 
Kein VersÄumnis Å das Chaos war vor-
programmiert

Der Großteil der öffentlichen Wege und 
Flächen fällt in die Zuständigkeit der Be-
zirke, die damit auch für die Schneeräu-
mung zuständig sind.
Aus Spargründen sind die Winterräum-
dienste in den Bezirken an die billigsten 
privaten Anbieter ausgelagert worden. In 
den warmen Wintern konnten diese Fir-
men auch mit wenig Arbeit lukrative Ein-
nahmen verbuchen. Aber jetzt stellte sich 
heraus, dass diese kleinen oder mittel-
ständischen Firmen erwartungsgemäß für 
einen harten Winter nicht gerüstet waren.

Eine Vorsorge für solche Zeiten kostet 
Geld, und dies ist im Budget nicht mehr 
vorgesehen. 
So blieb der Großteil der öffentlichen We-
ge und Flächen ungeräumt. 
Diese Entwicklung kam nicht überra-

schend und ist durch die Umsetzung der 
Sparvorgaben des Senats vorprogram-
miert gewesen. 
Daseinsvorsorge Å ein Hungerleider

Es ist ein Beispiel für die Privatisierung 
von öffentlichen Aufgaben, der Daseins-
vorsorge. Wie bei Energie, Wasser, Nah-
verkehr und Krankenhäusern zeigt es sich, 
dass billig das Gegenteil von gut sein 
kann. Die Folgen sind:
Gewinne werden privatisiert und Verluste 
(hier die Folgen  der Eiszeit) der Allge-
meinheit aufgelastet!
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Gefordert wird dieser schlanke Staat von 
Wirtschaftsinstituten und den neoliberalen 
Einheitspolitikern von CDU / FDP / SPD / 
GrÄnen, die den Staat kaputt hungern wol-
len, so dass er seine Aufgaben gegenÄber 
den BÄrgern nicht mehr wahrnehmen 
kann. Im Gegenzug ist der Staat aber nie 
klamm genug, um nicht Milliarden Euro in 
weltweiten KriegseinsÅtzen, bei Banken-
rettungen, kostspieligen MilitÅrspielzeugen 
wie dem A400M-MilitÅr-transporter oder 
den Hamburger Leuchtturmprojekten in 
HafenCity und Elbphilharmonie zu ste-
cken. Ebenfalls ist Geld vorhanden, wenn 
es um eine Steuerreform fÄr Hoteliers und 
Apotheker geht, und wahrscheinlich dem-
nÅchst auch um den begÄterten ÇLeis-
tungstrÅgerÉ mehr Netto vom Brutto zu 
lassen.

Denn wer im Glashaus sitzt, Ç

ÇEigentum verpflichtetÉ Ñ so hat es schon 
das Grundgesetz festgelegt. Dies beinhal-
tet, dass die GrundeigentÄmer ebenfalls 
ihrer RÅumpflicht nachkommen mÄssen. 
WÅhrend der ÇEiszeitÉ passierte hier kaum 
etwas von den Bezirken, um dies auch 
durchzusetzen.

ALG II-ler an die Schaufel ?

FDP, CDU oder SPD Äberlegen, ob ALG 
II-EmpfÅnger .nicht Schnee schippen oder 

Eis hacken sollen. Dies wÅre eine sozial 
sinnvolle Aufgabe.
Doch dies ist heute schon Aufgabe von 
BeschÅftigten der Stadtreinigung und an-
derer Betriebe.
Die Verweigerung von Arbeitgebern, 
Personal Å und sei es nur kurzfristig Å
einzustellen, durch ALG II-
Zwangsarbeiter zu unterlaufen, ist Ar-
beitsplatzvernichtung und unterstÉtzt 
Lohndumping. Was ist an einem sol-
chen Vorgehen sozial?

Massive Hetze gegen ALG II-Bezieher 

Hartz IV - Hau drauf:

Ä SPD: StraÑen fegen

Ä CDU: Schnee schippen

Ä FDP: Eis hacken
Hartz-IV-Bezieher sind wahlweise faul 
oder sie arbeiten schwarz und machen 
sich Ñ auf Kosten der anderen Ñ einen 
schÖnen Lenz. Diese Vorurteile gegen all 
diejenigen, die keinen Job haben und mit 
ein paar hundert Euro im Monat Äber die 
Runden kommen mÄssen, werden gezielt 
geschÄrt. Die mediale Dauerkampagne 
erreicht immer neue HÖhepunkte. So, wie 
gewohnt, mit BILD Çder faulste Arbeitslose 
DeutschlandsÉ Und das Propagandablatt 
des deutschen Kapitals legt stÅndig nach 
ÇBin ich blÖd, dass ich noch arbeiteÉ und 
Åhnliches. Doch nicht nur dieses Schmier-

blatt bedient die Klischees. Die SÄddeut-
sche Zeitung titelt ÇMissbrauch von Hartz 
IV nimmt zu. Ñ im vergangenen Jahr 
165.000 Straf- und BuÜgeldverfahren ein-
geleitet.É Und andere ziehen nach: Kir-
chenportal evangelisch.de: ÇMissbrauch 
bei Hartz IVÉ Spiegel: ÇFalsche AngabenÉ 
oder Focus: ÇMehr Missbrauch.É
Und BILD legt nach: ÇImmer mehr Hartz-
IV-BetrÄger.É Parallel dazu werden bezahl-
te Kommentatoren auf Internetplattformen 
ÇinstalliertÉ, um diesen Tenor bis zum indi-
viduellen BÄrger durchzudrÄcken. Und 
natÄrlich lÅsst sich auch das Fernsehen 
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nicht lumpen: Typisches FDP-Klientel dÄr-
fen, unterstÄtzt von den Westerwelles und 
Co.,  in Talkshows beinahe ungestÖrt die 
Faulheit der Arbeitslosen beklagen. Pas-
send dazu lÅsst auch Oberschlaumeier 

Hans-Werner Sinn, PrÅsident des Ifo-
Instituts, via BILD von sich hÖren: ÇWer auf 
dem Land wohnt, braucht weniger Hartz
IV.É

Aber wie verhält es sich tatsächlich?
Die Leistungen nach Hartz IV berechnen 
sich aus einem fiktiven Warenkorb, der 
den Mindestanspruch von allem enthalten 
soll, was man zu einem Leben in Deutsch-
land braucht.
Es geht um ganze 0,1 Prozent oder ein 
Promille Steigerung: Insgesamt haben 
2009 im Jahresdurchschnitt 6,5 Millionen 
Menschen nach dem Sozialgesetzbuch II 
Anspruch auf die Grundsicherung (Hartz 
IV) gehabt. Bezogen auf diese Gesamt-
zahl hat die ÇMissbrauchsquoteÉ bei ledig-
lich 1,9 Prozent gelegen Ñ 2008 waren es 
1,8 Prozent. Eine erstaunlich geringe Quo-
te bei immer schwieriger werdenden Le-
bensbedingungen. Dazu kommt, dass in 
diesen 1,9 Prozent noch etliche Ord-
nungswidrigkeiten, also geringfÄgige Ver-
letzungen von Rechtsregeln, enthalten 
sind. Und eine hohe Anzahl von Ver-
dachtsfÅllen, die von den BehÖrden noch 
nicht abschlieÜend beurteilt sind.
Nun ist es keine áberraschung, dass die-
se schwarz-gelbe Bundesregierung ihren 

Fokus auf die Ausnahme und nicht auf die 
Regel richtet. Diese Regierung sollte sich 
endlich  mit ihrer Politik auf die 6,4 Millio-
nen Menschen  konzentrieren und ihnen 
endlich einen Weg aus Hartz IV und Armut  
ermÖglichen.

Was ist Hartz IV-Betrug ?
Um Anspruch auf Hartz IV-Leistungen zu 
haben, mÄssen alle finanziellen Reserven 
des Betroffenen verbraucht sein, egal ob 
es fÄr die Aufnahme einer Arbeit notwen-
dig werden kann (z.B. ein Auto) oder es 
sich um Vorsorge fÄr das eigene Alter 
handelt (minimaler Freibetrag). Jedes Ge-
schenk z.B. zur Konfirmation muss ge-
genÄber dem Amt angegeben werden. 

Etwa 500000 VollzeitbeschÅftigte in der 
Bundesrepublik Deutschland nehmen ih-
ren Anspruch auf staatliche UnterstÄtzung 
nicht wahr. Ihr Einkommen liegt trotz Er-
werbsarbeit unter den Hartz IV-
Leistungen. Der Stolz und die Scham der 
Betroffenen werden hier im Etat einge-
plant.
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In einem Land, in dem Millionen Arbeits-
plÅtze fehlen, gibt es keine Initiativen der 
Regierung um ArbeitsplÅtze zu schaffen.
Aber der Einsatz von ALG II-EmpfÅngern 
in sozialen Bereichen wird angeregt, ob-
wohl die EinfÄhrung der Ein-Euro-Jobs 
nachweislich hunderttausende Vollzeiter-
werbstÅtige aus ihren Jobs verdrÅngt hat. 
Ohne Initiativen fÄr neue ArbeitsplÅtze und 
eine Umverteilung der Arbeit durch Ar-
beitszeitverkÄrzung wird die Massenar-
beitslosigkeit auf Dauer verfestigt. Dazu 
braucht es aber einer VerÅnderung der 
Politik hin zu den Interessen der BeschÅf-
tigten. Beim aktuellen KrÅfteverhÅltnis zwi-
schen Kapital und Arbeit ist dies aber Illu-
sion.

Die FDP bleibt auf Krawallkurs.
Die FDP setzt ihre Kampagne gegen Hartz 
IV-EmpfÅnger unvermindert fort. ÇKeine 
Leistung ohne Bereitschaft zur Gegenleis-
tungÉ Ñ ÇSchÅrfere Sanktionen gegen Ar-
beitsunwilligeÉ Ñ Çmaterielle Sanktionen 
gegen AuslÅnder, die Sprach- oder Integ-
rationskurse abbrechenÉ und vieles mehr. 
Die FDP hatte die Gegenfinanzierung ihrer 
Wahlgeschenke an die Wirtschaft lt. Wahl-
programm ja schon durch KÄrzung des 
ALG II-Regelsatzes um 30% fest einge-
plant. Druck auf die SozialsÅtze bedeutet 
auch Druck auf die LÖhne Ñ und das ist 
diese Partei ihrem Klientel schuldig. Die 
von der FDP angestrebte noch tiefere so-
ziale Spaltung sowie der offene Rechtspo-
pulismus werden schlieÜlich vielen FDP-
StammwÅhlern bei der kommenden NRW-
Wahl gefallen.

Suppenküchen statt Mindestlöhne
Niemand widerspricht dem Motto: ÇWer 
arbeitet soll mehr haben, als diejenigen, 
die nicht arbeitenÉ. Aber die FDP will dies 
demagogisch zu einer Absenkung der 
Hartz IV-SÅtze unter die im Niedriglohnbe-
reich gezahlten HungerlÖhne nutzen. Hier 
ist die FDP aber nur die Speerspitze des 
Angriffs. Die KoalitionÅre sind sich in der 
Ablehnung eines gesetzlichen Mindest-
lohns einig. (Die anderen EU-Staaten ir-
ren, Deutschland weiÜ es besser)
Auch die SPD hat sich daran als Regie-
rung beteiligt, sie hat auf branchenbezo-
gene MindestlÖhne gesetzt. ZufÅllig hat ihr 
Arbeitsministerium bei der EinfÄhrung des 
Mindestlohns fÄr Postzusteller handwerkli-
che Fehler gemacht. 

HÄtten die Hartz IV-

EmpfÄnger sich doch 

nur spendenfreudiger 

gezeigt!
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Interview mit Olaf Harms (Bezirksvorsitzender der DKP Hamburg, Abgeordne-
ter in der Bezirksversammlung Hamburg-Mitte)

Steuergeschenke aus Berlin und Sparpolitik des schwarz-
grÉnen Senats Å wir wehren uns

EimsbÉttler Rot: Wo werden die 1,2 Milli-
arden Euro gekürzt, wenn man die Be-
zirks- und Landesebene betrachtet?

Olaf Harms: Auf beiden Ebenen sind drei 
Bereiche zu nennen. Erstens wird die Per-
sonaldecke der Bezirke ausgedÄnnt. FÄr 
die BÄrger bedeutet das eine schlechtere 
Daseinsvorsorge. So fehlen im Gesund-
heitsamt Hamburg-Mitte bereits jetzt meh-
rere FachÅrzte und werden voraussichtlich 
nicht nachbesetzt. Im zweiten Schritt wird 
versucht, mehr Geld einzutreiben. Dabei 
ist alles denkbar: hÖhere Park- und Ver-
waltungsgebÄhren oder mehr Essensgeld 
in Kitas und SchÄlerhorten Ñ sogar fÄr 
Hartz IV-EmpfÅnger. Drittens werden mit 
dem Hamburger Sparpaket Leistungen 
gekÄrzt. Der schwarz-grÄne Senat hat die 
Garantie auf einen Kita-Platz ab einem 
Alter von zwei Jahren zurÄckgestellt. In 
der SozialbehÖrde sollen freiwillige soziale 
Leistungen der Stadt gestrichen werden. 
Sozialsenator Dietrich Wersich (CDU) hat 
sogar Öffentlich zum Rechtsbruch aufgeru-
fen. So wolle die BehÖrde gesetzliche 
Leistungen kÄrzen, in der Hoffnung, dass 
die Betroffenen vor einer Klage zurÄck-
scheuen.

ER: Als Hauptursache für das Hamburger 
Sparpaket gilt die Anfang Januar in Kraft 
getretene Steuersenkung der schwarz-
gelben Koalition.

Olaf Harms: Die MÖvenpick-Spenden an 
FDP und CSU haben sich mehr als hun-
dertfach gerechnet. So bedeuten die zwei 
Hotelier-Millionen, dass alleine in Hamburg 
300 Millionen Euro Mehrwertsteuer weg-
brechen. Die Steuersenkung der Bundes-
regierung fÄhrt zu weiteren SteuerausfÅl-
len. Trotz Sparkurs muss Hamburg zusÅtz-
liche Kredite aufnehmen. Der Hamburger 
Senat greift dabei auf einen Haushaltstrick 

zurÄck. Er verschiebt die Schulden in ein 
SondervermÖgen. Auch die Bundesregie-
rung hat solche Schattenhaushalte ge-
grÄndet, etwa zur Bankenrettung. áber 
Hamburgs Haushalt schwebt zudem noch 
das Damoklesschwert der kriselnden 
HSH-Nordbank.

ER: Welche Probleme lasten außerdem 
auf den Bürgern?

Olaf Harms: Mir fallen dazu drei Dinge 
ein. Wenn der Staat Personal abbaut, ent-
fÅllt fÄr die BÄrger dringend benÖtigte Be-
ratung. Die Betroffenen mÄssen aber ihre 
Rechte in Anspruch nehmen kÖnnen.
Deshalb muss die DKP Ñ wie in den 70er 
und 80er Jahren Ñ wieder Sozialberatung 
anbieten. Zweitens gilt es, jedes Aufbe-
gehren, jeden Widerstand aufzugreifen 
und mit all unseren Partnern in Bewegung 
umzumÄnzen. Und schlieÜlich haben wir 
Kommunisten eine originÅre Aufgabe: wir 
mÄssen vermitteln, dass Ñ Äber kurzfristige 
Linderung hinaus Ñ eine langfristige LÖ-
sung unserer Probleme mit dem Kapita-
lismus nicht geht. Sein krisenhaftes We-
sen wird uns immer wieder auf die heutige 
Situation zurÄckwerfen.

Die DKP Hamburg bietet in KÉrze Sozialberatungen im Magda-ThÉrey-Zentrum, Lindenallee 72 
an. Termine kÖnnen werktags von 16.00 Å 20.00 telefonisch (040 / 480 4900) vereinbart werden.
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Kulturrevolution in Hamburg

Gymnasium for ever: Die Privilegien sollen ge-
sichert bleiben

Die Initiative àWir wollen Lernenâ (WWL) 
lÅuft Sturm gegen das verabschiedete
Hamburger Schulgesetz. Zulauf erhÅlt sie 
vor allem in den Elbvororten und WalddÖr-
fern. Die Springerpresse und Prominente 
geben SchÄtzenhilfe. Getragen wird sie 
von den Gutbetuchten, die stÄrmisch fÄr 
die Zementierung der Bildungsprivilegien 
zugunsten ihres Nachwuchses streiten.

Mit einem Volksentscheid wollen sie das 
ungeliebte Gesetz kippen. Die HÄrden 
hierfÄr haben sie genommen.

Was ist geschehen? Die Hamburger BÄr-
gerschaft hat Ñ jetzt mit Zustimmung aller 
Fraktionen Ñ die EinfÄhrung der Primar-
schule bis zur sechsten Klasse beschlos-
sen. Nachgebessert wurde die Wiederein-
fÄhrung des Elternwahlrechts fÄr die 
Schulauswahl nach Klasse 6. Hier soll es 
die Wahl zwischen Gymnasium und Stadt-
teilschule (Ersatz fÄr Haupt-, Real- und 
Gesamtschule) geben (Dies war das zent-
rale Werbeargument der Initiative, um die 
notwendigen Unterschriften fÄr den Volks-
entscheid zusammenzubekommen). Auf 
Druck der LINKEN wurden auch die Ab-
schaffung des BÄchergeldes und die Sen-
kung der Klassenfrequenzen in ÇProblem-
gebietenÉ im Gesetz verankert.

Alle internationalen Erfahrungen (PISA) 
stellen fest, dass gemeinsames  Lernen 
bessere Erfolge als das gespaltene deut-
sche Bildungssystem vorweisen kann. 
Dies gilt sowohl fÄr leistungsstarke als 
auch bildungsschwÅchere Kinder. Die 
Studien belegen, dass in kaum einem an-
deren Land die soziale Herkunft so sehr 
den Bildungsweg vorbestimmt. Aus diesen 
Erkenntnissen heraus engagiert sich bun-
desweit die Initiative ÇSchule fÄr AlleÉ fÄr 
ein gemeinsames Lernen in den ersten 10 
Schuljahren.

Mit dem kleinen Hamburger Schritt in die-
se Richtung sorgt diese àSchulreform 
lightâ bei den Gutbetuchten fÄr stÄrmi-

schen Protest. Deren Initiative WWL will 
die Primarschule bis zur 6.Klasse komplett 
kippen. 

Initiator der elitÅren Kampagne ist Hobby-
PÅdagoge Dr. Walter Scheuerl, seines 
Zeichens Rechtsanwalt bei der GroÜkanz-
lei Graf von Westphalen aus Blankenese 
und Elternsprecher an einem Hamburger 
Gymnasium. An die Stelle einer fundierten 
kritischen Auseinandersetzung bspw. mit 
dem FÄr und Wider der Sortierung von 
Kindern auf verschiedene Schulformen, 
setzen die wohlbetuchten Macher Geld. 
Extra fÄr die Kampagne wurde die Firma 
"Frank Solms Nebelung Consulting" enga-
giert, ihres Zeichens ÇGesellschaft fÄr Kri-
sen- und VerÅnderungskommunikationÉ, 
und ein KampagnenbÄro in bester Innen-
stadtlage erÖffnet. Mit einem Volksbegeh-
ren als demokratisches Engagement der 
BevÖlkerung hat das nur wenig zu tun. 

Obwohl das Bildungsprivileg nur ange-
kratzt wird, verteidigt die ÇEliteÉ ihr Bil-
dungsprivileg verbissen. Bessere Bil-
dungschancen fÄr den eigenen Nach-
wuchs halten fÄr diese unerwÄnschte 
Konkurrenz im Gerangel um die Fleisch-
tÖpfe ab.

Da beschwÖrt die Initiative die Abschaf-
fung der humanistischen Bildung, die Zer-
stÖrung des Gymnasiums wird befÄrchtet, 
der CDU-BÄrgermeister als AnfÄhrer einer 
linken Volksfront bezeichnet. 

Die Auseinandersetzung nimmt ZÄge ei-
nes Kulturkampfes der Çda obenÉ gegen 
die Çda untenÉ an! 

Da finden sich Kommunisten plÖtzlich in 
ungewohnter Gesellschaft, wenn BÄrger-
meister Ole von Beust eine betuchte Elite 
kritisiert, die nur an ihre eigenen Kinder 
denkt. 
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Wir sagen Nein zum 
Volksbegehren ÜWir 
wollen lernená 

Nein zum Klassen-
kampf von Oben

Trotz eines Schritts in die richtige Richtung 
hin zu einer Schule für Alle haben wir 
Skepsis am Reformwillen der Koalition.

Vergessen sind nicht die Sparorgien der 
Vergangenheit an den Schulen z.B. bei 
der Schulverwaltungsreform oder dem 
Abitur mit 12 Jahren. 

Verändert wird im ersten Schritt eine orga-
nisatorische Struktur. Der praktische Erfolg 
hängt aber entscheidend von der Ausstat-
tung der Schulen ab. Während die Gym-
nasien auf die Unterstützung der (betuch-
ten) Eltern zurückgreifen können, sind die 
Stadtteilschulen auf die öffentliche Unter-
stützung angewiesen. 

Nur entsprechende Ausstattung, die Sen-
kung der Klassengrößen, mehr Lehrper-
sonal an die Schulen können an der Bil-
dungsmisere etwas verändern. Die breite 
Einführung der Ganztagsschule ist eine 
Voraussetzung, der sozialen Herkunft 
nicht die Entscheidung über die Zukunft 
der Kinder zu überlassen.

Nicht stehen bleiben:

FÉr eine Schule 
fÉr Alle

Die DKP erstellt hierzu eine ausfÄhrliche Do-
kumentation, die bei uns bestellt werden 
kann.

Aus der Stellungnahme der Initiative ÅEine 
Schule fÄr AlleÇ zum neuen Hamburger Schul-
gesetz:

Weitere Informationen unter: 
http://www.eineschule.de/

ÅÉ Aber ist das wirklich die LÑsung? Oder 
bleibt im Kern nicht alles beim Alten? 

Zwei Schulen, zwei Klassen

Die Probleme unserer Schulen werden da-
durch nicht gelÑst. Die Ungleichheit der Bil-
dungschancen bleibt bestehen. Kinder aus 
sozial benachteiligten Familien bleiben zu oft 
Özweite KlasseÜ. Die Begabungen der Kinder 
werden nicht ausgeschÑpft, sie kÑnnen ihre 
Leistungsfáhigkeit nicht entfalten. 

Die LÖsung

Wir sind Äberzeugt: Eine Schule fÄr alle ist 
gerechter, leistungsfáhiger und zeitgemáàer. 
Und sie ist machbar: Wir mÄssen nur in unsere 
erfolgreichen Nachbarlánder schauen. Dort 
gibt es nur Schulen fÄr Alle.Ç



EIMSBÜTTLER ROT  März 2010 http://west.dkp-hamburg.de 8

Termine:

Ostermontag, den 05.04.2010

HAMBURGER
OSTERMARSCH

FÉr eine Welt ohne Atomwaffen!
NATO raus aus Afghanistan!

12.00 Uhr  Auftaktkundgebung
an der Friedenskirche, Otzenstr. Altona
14.00 Uhr Friedensfest auf dem
GroÑneumarkt

Montag, den 12.04.10 ab 19.00 Uhr im 
DKP-Zentrum Lindenallee 72:
(Marxistischer) Bildungsabend der DKP-
Gruppe HH-West zu:
Akkumulation des Kapitals 

Samstag, den 24.04.10  11 Å 14.00 Uhr
Infotisch der DKP-Gruppe Hamburg-West
An der Ecke Osterstr./ HeuÜweg

Montag, den 26.04. ab 19.00 Uhr im 
DKP-Zentrum Lindenallee 72:
trifft sich die DKP-Gruppe HH-West 
wieder

IMPRESSUM und Kontakt
EimsbÄttler Rot Ñ Zeitung der DKP-Gruppe Hamburg-West
V.i.S.d.P.: Oskar MathieÜen, Lindenallee 72, 20259 Hamburg, Telefon 040 / 480 4900


